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Bürger erster Klasse?

Von Lucas Geese und Thomas Saalfeld

Die politische Repräsentation von Menschen 
mit Migrationshintergrund in der EU

Bürger erster Klasse?

wahlberechtigt

„Geh wählen!“ oder „Wählen gehen“ hießen in den 

vergangenen Jahren verschiedene Kampagnen von 

Parteien und Rundfunkanstalten, um die Beteili-

gung an Wahlen zu erhöhen. Denn liberale demo-

kratische Ordnungen sind durch Mitwirkungsrechte 

all derer legitimiert, die von einer Entscheidung 

betroffen sind. Dies geschieht überwiegend durch 

Wahlen und Abstimmungen. Wer wahlberechtigt 

ist, wird dabei zumeist durch die formale Staatsbür-

gerschaft festgelegt. Einwanderer ohne Staatsbür-

gerschaft sind vom aktiven und passiven Wahlrecht 

ausgeschlossen, selbst wenn sie schon lange in dem 

betreffenden Land leben. 

Seit ihrer Gründung ist Migration ein Kennzeichen der Europäischen 
Union. Die mit diesen Migrationsbewegungen einhergehende gesell-
schaftliche Vielfalt stellt auch eine Herausforderung für die repräsen-
tativen Demokratien Europas dar. Aus normativer Sicht ist einer 
der Vorzüge von repräsentativen Demokratien, dass gewählte Volks-
vertreter die Bevölkerung fair und gleichbehandelnd repräsentieren. 
Aber gilt dies auch für Menschen mit Migrationshintergrund?
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Seit den späten 1950er Jahren haben viele 

Mitgliedsstaaten der Europäischen Union (EU) in 

mehreren Wellen ein großes Maß an dauerhafter 

Einwanderung erlebt. Die Folge war ein beständig 

zunehmender Bevölkerungsanteil ohne Staatsbür-

gerschaft und demokratische Mitwirkungsrechte. 

Dies stellt eine Herausforderung für legitime Politik 

in allen Demokratien der EU dar.

Spiegelt sich die Vielfalt 
europäischer Einwanderungsgesellschaften 
in den Parlamenten wieder?
Insgesamt haben sich in den Mitgliedsstaaten der 

EU trotz aller Europäisierungstendenzen noch sehr 

unterschiedliche Muster des Erwerbs der Staats-

bürgerschaft, der Beteiligung an Wahlen und nicht 

zuletzt der Repräsentation in den nationalen Parla-

menten ergeben. Das europäische Forschungspro-

jekt PATHWAYS unter Mitwirkung der Universität 

Bamberg beschäftigt sich mit diesen Unterschieden 

in den nationalen und regionalen Parlamenten Bel-

giens, Deutschlands, Frankreichs, Griechenlands, 

Großbritanniens, Italiens, der Niederlande und 

Spaniens. Es versucht sowohl das Ausmaß dieser 

Unterschiede zu erfassen als auch Ursachen hierfür 

zu ermitteln.

Abbildung 1 verdeutlicht Unterschiede in der 

„deskriptiven Repräsentation“ von Menschen mit 

Migrationshintergrund in den acht genannten Län-

dern. Damit ist in der Repräsentationsforschung 

das Ausmaß der Deckungsgleichheit zwischen der 

Zusammensetzung einer Vertretungskörperschaft 

– zum Beispiel eines Parlaments – und der Zusam-

mensetzung der repräsentierten Bevölkerung nach 

bestimmten sozialen Merkmalen wie Geschlecht, 

Alter, Berufsgruppen oder auch Migrationshinter-

Ein Lösungsansatz bestand darin, die recht-

liche Stellung der Staatsbürgerinnen und Staatsbür-

ger von Mitgliedsstaaten der EU zu vereinheitlichen 

und deren politische Mitwirkungsmöglichkeiten zu 

erweitern. Einwanderer mit dem Pass eines Mit-

gliedsstaats können auf kommunaler Ebene und 

bei Wahlen zum Europäischen Parlament in dem 

Mitgliedsstaat wählen, in dem sie leben. Die Mitwir-

kung an der Wahl der nationalen Parlamente bleibt 

ihnen jedoch verwehrt. Auch gelten diese Rechte 

nicht für die Angehörigen sogenannter „Dritt-

staaten“ außerhalb der EU. Dies sind in Deutschland 

beispielsweise die große Gruppe türkeistämmiger 

Menschen, sofern sie nicht deutsche Staatsbürger 

geworden sind.

Abbildung 1 verdeutlicht Unterschiede in der „deskriptiven 

Repräsentation“ von Menschen mit Migrationshintergrund.



36  uni.vers

Bürger erster Klasse?

grund gemeint. Obwohl der Anteil der im Ausland 

geborenen Bevölkerung in den acht ausgewählten 

europäischen Ländern ähnlich groß ist, bestehen 

deutliche Unterschiede in der deskriptiven Reprä-

sentation. Italien und Spanien befinden sich am 

unteren Ende, Deutschland, Griechenland, Fran-

kreich und Belgien befinden sich im ‚Mittelfeld‘,  

während Großbritannien und die Niederlande 

‚Spitzenreiter‘ sind. Allerdings lässt sich auch ein 

positiver zeitlicher Trend in den meisten Ländern 

feststellen, so dass man vermuten kann, dass die 

parlamentarische Repräsentanz von Menschen mit 

Migrationshintergrund in Europa sich weiter an 

den entsprechenden Bevölkerungsanteil angleichen 

wird.

Geburtsort versus Abstammung
Worauf sind die beobachteten Unterschiede zurück-

zuführen? Das PATHWAYS-Projekt untersucht viel-

fältige Ursachen wie Regeln zum Erwerb der Staats-

bürgerschaft, Wahlsysteme, Parteiprogramme, die 

Verfahren der Kandidatenaufstellung in den Par-

teien, Merkmale des Parteienwettbewerbs – zum 

Beispiel die Präsenz starker einwanderungsskep-

tischer Parteien im Parteiensystem – sowie die 

allgemeine Integrationspolitik des Landes. Erste 

Projektergebnisse lassen darauf schließen, dass die 

großen Unterschiede im Erwerb der Staatsbürger-

schaft eine erhebliche Rolle spielen. In einigen Län-

dern wie Belgien, Großbritannien, Frankreich oder 

den Niederlanden wurden schon seit den 1960er 

Jahren Einwanderer aus ehemaligen Kolonien rela-

tiv rasch eingebürgert. Ihre Nachkommen erhielten 

aufgrund des sogenannten ius soli mit Geburt auf 

dem Territorium des jeweiligen Landes automa-

tisch alle staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten. 

In Deutschland war Staatsbürgerschaft dagegen 

lange und relativ strikt nach dem sogenannten  

ius sanguinis geregelt. Hier konnten Einwande-

rer und ihre Nachfahren bis 2000 nur dann einen 

Rechtsanspruch auf Einbürgerung geltend machen, 

wenn sie eine deutsche Abstammung nachweisen 

konnten. Griechenland, Italien und Spanien sind 

‚Nachzügler‘ der Einwanderung, so dass sich eine 

leichte Zunahme der Repräsentanz von Abgeordne-

ten mit Migrationshintergrund erst in den letzten 

Jahren feststellen lässt.

Wer vertritt meine Interessen?
Ein weiteres Forschungsproblem des PATHWAYS-

Projekts ist die Frage, wie über die Interessen von 

Menschen mit Migrationshintergrund in den 

jeweiligen Parlamenten gesprochen wird. In der 

Repräsentationsforschung wird von „substantieller 

Repräsentation“ ausgegangen, wenn Repräsentan-

ten im Interesse der Repräsentierten handeln und 

auf deren Wünsche und Forderungen im Parlament 

eingehen. Aus der Sicht von politikwissenschaft-

lichen Repräsentationstheorien ist es hierfür nicht 

zwangsläufig erforderlich, dass ein Abgeordneter 

der vertretenen Bevölkerungsgruppe selbst ange-

hört. Dennoch ist es eine wichtige Frage, ob deskrip-

tive und substanzielle Repräsentation zwei Seiten 

derselben Medaille sind.

Abbildung 2: Mit den Begriffen Integration und Migration 

korrelieren im parlamentarischen Diskurs in Deutschland 

vor allem Begriffe des Asylrechts.
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Migration, Integration und verwandten Ausdrücken 

(in grau) stehen.

Im 17. Deutschen Bundestag (2009 bis 2013) 

zeigt sich bei parlamentarischen Anfragen eine 

starke Dominanz von Begriffen des Asylrechts, der 

Flucht, bestimmter Herkunftsländer sowie sozi-

alpolitischer Maßnahmen der Eingliederung. In 

unserem Datensatz stellt der Diskurs in der italie-

nischen Abgeordnetenkammer (Wahlperiode 2008 

bis 2013) einen eindrucksvollen Kontrast dar. Hier 

dominieren im Zusammenhang mit Einwanderung 

und Integration deutlich Themen, die mit Verbre-

chen und Verbrechensbekämpfung zu tun haben.

Weitere Forschungsaufgaben
Die Ursachen dieser Unterschiede sind weiter zu 

erforschen. Lassen sie sich dadurch erklären, dass 

‚moderate‘ mit einer oder mehreren rechtspopu-

listischen Parteien konkurrieren müssen? Oder 

folgen die parlamentarischen Diskurse im Zusam-

menhang mit dem Thema Migration der öffentli-

chen Meinung? Und nicht zuletzt: Macht es einen 

Unterschied für den parlamentarischen Diskurs, 

ob in einem Parlament oder einer Partei zahlreiche 

Abgeordnete mit Migrationshintergrund vertreten 

sind? Insgesamt wird schon jetzt deutlich, dass 

trotz vielfacher Europäisierungstendenzen auch 

im Bereich der Einwanderung und des Asyls nati-

onalstaatliche Traditionen, Institutionen und Dyna-

miken die Repräsentation nach wie vor sehr stark 

beeinflussen.

Weitere Informationen finden Sie unter: 

www.pathways.eu

Um dieser und ähnlichen Fragen nachzu-

gehen, haben sich die Bamberger Mitglieder des 

PATHWAYS-Teams intensiv mit Methoden der 

automatisierten Extraktion parlamentarischer Texte 

und ihrer quantitativen Analyse befasst. Obwohl 

die Auswertungen noch am Anfang stehen, werden 

bereits erste Unterschiede im ‚Themenhaushalt‘ der 

verglichenen Parlamente erkennbar. Abbildungen 2 

und 3 zeigen exemplarisch Wortwolken der wesent-

lichen Befunde einer ersten Analyse, in der dieje-

nigen, auf ihre Wortstämme reduzierten Begriffe 

(in schwarz) abgebildet werden, die statistisch am 

stärksten im Zusammenhang mit den Begriffen 

First-class Citizens?

The political representation of people with a migration background in the EU 

Since the foundation of the European Union migration has played an important role. One result of these 

migration flows has been an increasing diversification of society that poses a challenge to Europe‘s 

representative democracies. According to normative democratic theory, representative democracy has 

the advantage of elected representatives acting on behalf of the entire population of a country in a fair 

and equal manner. But does this include immigrants and their descendants?

Abbildung 3 zeigt für Italien ein anderes Bild: Mit 

Einwanderung korrelieren häufig Themen, die 

mit Verbrechen und Verbrechensbekämpfung zu 

tun haben.


